Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1537 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
FDP, GB/BHE, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Im Gesetz über den Lastenausgleich vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
wird hinter § 56 folgender § 56 a eingefügt: 

>, § 56 a 

Berücksichtigung der Abgabe Vergünstigungen 
nach dem Vertrag zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen 

(1) Im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
können Abgabevergünstigungen nach Arti- 
kel 6 des Zehnten Teils des Vertrags zur Re- 
gelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen in der Fassung des Protokolls vom 
23. Oktober 1954 über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 405) 
und Vergünstigungen nach der Vorschrift des 
§ 26 und des § 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 
und Satz 2 dieses Gesetzes nur nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 5 in Anspruch genommen 
werden. 

(2) Der Staatsangehörige der Vereinten 
Nationen hat das Wahlrecht, ob die Vergün- 
stigungen nach dem in Absatz 1 bezeichneten 
Vertrag oder die Vergünstigungen nach die- 
sem Gesetz auf ihn angewendet werden sol- 
len. Dasselbe gilt für Kapitalgesellschaften 
deutschen Rechts, denen wegen einer Beteili- 


gung von Staatsangehörigen der Vereinten 
Nationen Abgabevergünstigungen nach dem 
in Absatz 1 bezeichneten Vertrag und Ab- 
gabevergünstigungen nach diesem Gesetz ge- 
währt werden können. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Rück- 
erstattungsberechtigte. 

(4) Der Staatsangehörige der Vereinten 
Nationen, der zugleich Rückerstattungsbe- 
rechtigter ist, hat das Wahlrecht, ob die für 
ihn insgesamt in Betracht kommenden Ver- 
günstigungen nach dem in Absatz 1 bezeich- 
neten Vertrag oder nach diesem Gesetz auf 
ihn angewandt werden sollen. 

(5) Das Finanzamt hat dem Abgabepflich- 
tigen eine Frist zu bestimmen, innerhalb de- 
ren er diesem gegenüber das in den Absät- 
zen 2 bis 4 bezeichnete Wahlrecht durch 
schriftliche Erklärung auszuüben hat. Die 
Frist beträgt für unbeschränkt Abgabepflich- 
tige einen Monat und für beschränkt Ab- 
gabepflichtige zwei Monate; sie ist eine Aus- 
schlußfrist. Gibt der Abgabepflichtige bis 
zum Ablauf der Frist die Erklärung nicht ab, 
so sind die Vergünstigungen dieses Gesetzes 
auf ihn nicht anzuwenden. Das Finanzamt 
hat in der Aufforderung zur Ausübung des 
Wahlrechts den Abgabepflichtigen über die 
Folgen der Unterlassung einer Erklärung hin- 
zuweisen; fehlt in einer Aufforderung dieser 
Flinweis oder ist er unrichtig erteilt, so wird 
die Frist nicht in Lauf gesetzt.“ 
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Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nicht in Berlin (West). 


Artikel III 


Dieses Gesetz tritt rückwirkend ab 1. Sep- 
tember 1952 in Kraft. 


Bonn, den 29. Juni 1955 


Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Eickhoff und Fraktion 
Seiboth und Fraktion 


Begründung 


Vergünstigungen für Angehörige der Verein- 
ten Nationen und für Rückerstattungsberech- 
tigte bei der Vermögensabgabe sind in den 
26 und 56 des Lastenausgleichsgesetzes 
vorgesehen. Die genannten Vergünstigungen 
waren in der dem Bundestag seinerzeit zuge- 
gangenen Regierungsvorlage des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (Bundestagsdrucksache Nr. 1 800 
der 1. Wahlperiode) nicht enthalten. Sie sind 
erst auf Grund der Beratungen des Lasten- 
ausgleichsgesetzes im Lastenausgleichsausschuß 
eingefügt worden. 

Unabhängig von den durch den Lastenaus- 
gleichsausschuß vorgeschlagenen und später 
vom Plenum angenommenen Vergünstigun- 
gen hat die Bundesregierung in dem Vertrag 
zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
standener Fragen Vergünstigungen für Ange- 
hörige der Vereinten Nationen und für Rück- 
erstattungsberechtigte auf der Abgaben- wie 
auf der Leistungsseite eingeräumt. Der Ver- 
trag, der inzwischen in der sich aus dem Pa- 
riser Protokoll über die Beendigung des Be- 
satzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland ergebenden Fassung im Bundes- 
gesetzblatt bekanntgemacht worden ist (Bun- 
desgesetzbl. 1955 II S. 405), ist mit dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden am 5. Mai 
1955 in Kraft getreten. Die in ihm vorge- 
sehenen Vergünstigungen sind damit inner- 
deutsches Abgabenrecht. 

Sämtliche Parteien des 1. Bundestages haben 
bereits nach Bekanntwerden der von der 
Bundesregierung vertraglich eingeräumten 
Vergünstigungen im Jahre 1952 einen inter- 
fraktionellen Antrag (Bundestagsdrucksache 


Nr. 3560 der 1. Wahlperiode) eingebracht, 
der nur die wahlweise Inanspruchnahme der 
Vergünstigungen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz oder nach den vertraglichen Abma- 
chungen vorsah. Der Antrag ist seinerzeit in 
der 1. Lesung vom Plenum behandelt und 
dem Ausschuß für den Lastenausgleich über- 
wiesen worden. 

Die Angelegenheit konnte im Lastenaus- 
gleichsausschuß bisher nicht weiter verfolgt 
werden, da der Vertrag zur Regelung aus 
Krieg und Besatzung entstandener Fragen 
noch nicht in Kraft getreten war. Die zwi- 
schenzeitlichen Neuwahlen des Bundestages 
machen es nach § 126 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages erforderlich, den 
seinerzeitigen Antrag über die Einführung des 
Wahlrechts erneut einzubringen. Bei der For- 
mulierung des Wahlrechtsparagraphen sind 
die bei der Beratung im Lastenausgleichsaus- 
schuß gewonnenen Erkenntnisse berücksich- 
tigt worden; inhaltlich ist der Antrag ‘jedoch 
unverändert. 

Das gesamte Pariser Vertragswerk einschließ- 
lich des Vertrags zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen gilt nicht für 
das Land Berlin (vgl. Artikel 1 und 3 des 
Protokolls über die Beendigung des Besat- 
zungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Oktober 1954 — Bundesge- 
setzbl. 1955 II S. 213). Daraus folgt, daß die 
in dem Vertrag vorgesehenen Abgabevergün- 
stigungen nicht für das Land Berlin gelten. 
Die Einführung des Wahlrechts muß Mäher 
auf den Geltungsbereich des Grundgesetzes 
beschränkt bleiben. 
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